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Die  GL  möchte  sich  aktiv   und   in   engem  Kontakt  m`it  dem  Bürger  an   der  Ge-

meindepolitik   beteiligen.   Nach`folgend   ist  der  Standpunkt  der  QL  zu  einigen

Themen   des  diesjährigen  Wahlkampfes  kurz  aufgeführt.

-       Kanalrsation.  Der  Bauzeiten-  und  Finanzierungsplan   (Stand  August  1992}

sieht  vor,   bis  einschließl{ch   1998  jährlich   durGhschnittlich   1,2  Mio.   DM  au§-

zugeben.   Es  verbleibt  danach   nQch  ein   weiterer  Finanzierungsbedarf  in

Höhe  von  9£y  Mio  DM,  Beih  deT  Abschätzung   dem  noch  entstehenden  Gesamtkcr

sten   (=  16,5  Mi`o.   DM)   ist  man   von   relativ   günstigen  Annahmen   bezügliGh   des

Zustandes  der  Altkanäle  ausgegangen.  WahrscheinljGh  Werden   die  Kosten

technisch  bedingt  und  durch   dje  Preissteigerung  noch  wesentlict`  höher
ausfalielF`.  Wenri   die  mi`ttlere  jähmche  Ausgaberate  von   1,2  Mio.   DM   beibe-

halten  wjrd,  wird  sich   die  FertigsteJlung  der  Abwasseranlage  naöh  minde-
stens  20  Jahre  hinziehem.

Für  die  betroffenen  Ortsteile  Beiseförth,  Dagobertshausen,  Mosheim,  Ostheim

und   ihre  Bürger  bedeutet  da§  eine  schwerwiegende  Benachteijigung.

Die  GL  fordert  einen   neuen  Bauzeitenplan  mit  \einer  jährlichen  AusgabeTate

vön  mindestens  2  Mjo.   DM,   damit  alle  Ortsteile  in   einem  zumutbaren   Zeitraum

angeschlossen  werden   können.  Auf  die. Errichtung  anderer  prestigeträchti-

ger  GroßprQjekte  muß  bis  zur  Fertigstel[ung   der  Abwassyeranlage  v©rzicmtet
werden!

-      Dorfentwicklung.  E§  muß  dafür  gesorgt  werden,  daß  die  Verzögerungen

beim   KaLnalisationsbau   d€e   Dorfentwicklung   sQ  Wenig   wie  möglich   bremsen.   ln

Beiseförth  muB  `sich   die  Gemeinde  weiter  intensiv  um  den  Ausbau   der

Brackenstraße/Brunnenstraße  bemühen.  Hier  gilt  e§,  Gefahrenpunkte  zu

beseitigen   und  die  Belästigung   der  Anwohner  aufgrund  der  unebenen

Fahrbahndeckey  zu   reduzieren.

Mosheim  mußy  umgehend   in   dais  DOTferneuerungsprogramm  aufgenommen

werden,  danaöh  auch  Dagobertshausen,  Ostheim  und  Sipperhausen.   ln

Mosheim  muß  die  desolate  Unterbringungs§ituatlon  der  Feuerwehr  sofort



verbessert  werden!   D`azu   bietet  sic;h   die  Nutzung   der  "Breuer!schen"

Scmeune  an,   die   in   ihrem  jetzigem  Ziustand  ein   SicheTheitsrjs]iko  für  die  An-

wohner  darstellt.  So!Ite  Mosheim  nicht  !n  das  Dorferneuerungsprogramm
aufgenommen   werden,   ist  der  Abriß   der  Scheuney  und   der  Neubau  eines

Feuerwehrgerätehauses  durchzu§etzeJi.
ln   Sipperhausen  muß  die  Neugestaltung   des  DOTfplatzes  geplant  und  vorbe-

reitet  werden,  so  daß  nach   Fertigstellung   der  Kana!isatiQn   (voraussichtlich

1996)  umgehend  mit  den   Bauarbeite,n   begonnen   werden  kann.

Die  GL  setzt  sich  für  die  BereitsteJ!ung   preisgünstigem   Baugeländes  ein.   In

Beiseförth   muß  ein   neuesy  Baugebiet  ausgewiesen  werden,   jn   Dagobertshau~

§en  sollten  die  2  Bauplätze  gegenüber  dem  Bolzplatz,  zur  Bebauung  freige-

geben   werden.y

-      Maßnahmen  zur  Erhöhung  der  VerkBhrssicherheit.  Damit  kann  nicyht  ge-

wartet  werden,   bjs  die  Äbwa§seranlage  in  aHen  Ortsteilen  fertiggestelJt  ist.
Vieles  kann  und  muß  sofort  Jn  Angriff  genommen   werden.  Dringend  erfar-
derl§ch  sind   Bürgersteige  (z.B.   in  Bei§eförth,   Dagobertshausen,  Osthejm,

Mosheim),   bessere  Beleuchtung,  verkehrstechnische  Maßnahmen  zur  Reduzie-

rung   der  Kfz-QesQhwfndigkBi`t  (\z,B.   in   Elfershausen),   Ents\chärfung   von   ge-

fährl'ichen   Kreuzungen   und   Ecken   (z,B.   '.Linß-Ec;ke"   in  Malsfeld).   Eih   beson-

deTes\  Problem   be§teht  in   Mosheim,   wo  der  LKW-ZubringerveTkemr  zur  Gärt-

nerej   durGh  eine  Wohnsträße  (Weidenfeldstraße)  erfolgt.  Hier  muß  eine  be-

nut\zbare  Zufahrt  von  der  Landestraiße  aus  gescmaffen  werden.  AUßerdem
muß  durch   innerörtliche  Hinweisbescmilderung  jedes  unnötige  Herumfahren

ortsunkundiger  Lie#`eTanten  venmieden  .werden,

-       Autobahnzubringer.  Eine  VeTbindung  Pfieffewiesen  -  BAB  O§theim  bringt

nac}h   Ansicht  der  GL  wenig   Nutzen.   Erst  eine  durchgehemde  yerbindung   bis

zum  Waberner  Kreuz  würde  den   VeTkehrsanschluß   nach  Westen   bringen.  Dasy

aber  läßt  sicm  in  absehbarem  Zeiträum  nur  über  Gsnsungen  verwirkiichen.
Von   daher   bleibt  nur  die  Wahl,y  auch   dem  östlichen  Ansch[uß   über  Melsungen

zu  verbessern.
Aus  ökologischen   Gründen   verbietet  es  sich,   die  Ma]sfelder  Gemarkung   als

noch   weitgehend   intaktem   Naturraum  durch  eine  neuey  Trassenführungen  zu

zerschneiden.



Zum  Ze`itplan:  nach  Aussagen   der  SPD  würde  ein  Autobahnzubringer  nicm

vor  2010,   n\ac\h   \Meinung   der  CDU   ni\cm`  vor  20t5j   g\ebaut  we!r\den\.   Wi\chtig

wäre  ,a,ber  eine  Verb\ess,'erung  der  Ver\kehrssituation  sofort,  spätestens\\  n\ach
\Fe\rti\gs`te!lung   de,s  Co\n\tainerbahnhofes.  Das  läßt  s\ich  nu,r  d,urcm  eine,n,  Aus-y

bau   der  be\stehenden  Straß'en  erreic,h,en.   übsr  die  langfris\tig\Ö  Bedeutung

des\  Containerbahnhofes\  läßt\  sic\h   gegenwärt\ig   n'ur  \speku\Ii,eren.   lm  B\undes-

v'erkehrswege,pla'n  ist  \er  als  Güterverk:`ehrszentrum  \jedenfal}\s  nicht  ver-

zejGhnet.

-       Ortsumgetiung  Osthe`im.  Die  Ortsdurchfahrt\  Ostheim  i\st  fü'r  Anwohne,r

und  Verkehrsteilnehmer  lebens\gefährli;Qh.   \Eitis  Verbes\ser'ung   der  SituatiQn

durch  ei\nen   Autobahnzubringer  im\  Jahre\  "St.   Njmmerl\ein"   \in  A\ussicht  zu

ste'l,\l,'en,   ist  unredlic'h.   Di\e  GL  fordert  eine  Ortsumg©hu\ng,  mindestens  absr

eine  d\eutliche  Ve+be,s\\serung  der  Orts\d\urchfahrt  mi't  Beseitigung   der

Gefahrenp`unkt\\e.

-       `KI,ärs,c"amm„  Diese  Problemat'ik  wurde  von   den  M\alsfe!\der  Gemeindeob'e-

ren   bis\he`r  nur  unter  'lnk,aufnahme   "persönl\ic\\her  B\le\s'suren"   bewä`Itigt.   \E\in

Haush-ä-ii-sTäri§\äfz-v~o-n   7ö.OT00 -D-M/J-ahr  m-acht,  d©utl\ich,   d\aß  ma'n   den   u\m'fang

des  P\roblems   bis  heute  ni\cht  erk'annt  h\at\.  Fak`t,  ist\,,   daß  nacm   der  neuen  TA
"Sie\dlungsabf,a\H"   eine   Depönie  Von   K\lärsc\hlamm  veTboten   sei\n   w\\i,rd.\  Es  be-

steht\  dann   nur  noch   die  Wa'h,l  z\w\ischeJi   Ve\rbre\nnu'ng   \und   landwi'rtschaft\li-

che,r  V\erwert\u\ng.   Da  die  MögHchkejt,  zur  Verbre\nnung   in   unserem  Fall   in`

absehbarer  Zeit  nieht  \gegeben  sein  wir\d,   blei\bt  'nur  der  E\insatz'  i\n   der

Land`wirt\scma\ft.   Natu\rwisse,nsc'haft]ich   ist  diese  Verwendung  sauberen

Klärs,c"ammes  zu   begrüßen\,  gesellschaftspol\itisc,h  ist\  s\ie  une,rwünsc'ht,  Sie

ist  nur   ciurchsetzbar  bei   Übernahme  aJ.I.er  verbleibe'nde'n   F3estri\§i\'k\en   dur\c\h

d\ie   K\läraniagenb\\etrei,ber.   D.h.,  die  Gemeinde  Malsfeld  muß   dieses\  Risiko

übernehm\\en   u\nd  sich   dagegem  absiche\rn.   Für  dem   Bü,r\g\er  wird   diey

K,'lärsc"ammentsorgung  auf  jeden   Fall   wesentlich  teu\rer\  al\sp  bi\§\`her.   Das  muß

ihm  endlich   mal   g\esa,gt  Werden!

-       Maßnanmen  zum  Umweltschutz.  Zum  Schut\\z  der   Umwelt  fordeTt\  die  GL

di\e   Err\ichtung   ein\e\s  für  jederman'n   zugä\ng\liche\n   Kfz-und   MasGhinenwasGh\-

p!atz\e,\s  mi\t  ölabsGh\e]'deT\.   Di'eser  sollte  zunächst  a(s  Pilotprojekt,  in   ejnem
Cmtsteil   d,es   Hoch\landes,  ernit2'htet  werden.   Bei   Bew\ährung   sind   äh\nliche  Ein-

ric'htu,n>\gen  au`ch   in   de,n  and\eren  Ortstewen  a'nzustre,ben,



Zur   V\ermeidung\   möglicher  Gru\ndw\a\s`sergefäh\r\dungen   sollten   diey  Hydrau-

likan,l/agen   de,r\  gemeindeigenen   Mascminem  \mit,  Hydrauliköl   auf  F]apsbasis  aus-

gerüstet,  werd\en\.

-       Pflege  vorhandener  Einrichtungen,   Diey  Pflege  der  in  der  Gemeinde  vo`r~

handenen   EinTichtungen   läßt  gegenwärtjg  oftmals\  zu   wünschen   übrig

(Kinder§pielplätze,   Blumenbeete,   Rasenf]ächen).   Für  eine   pünktliche  und  or-
dentliche   Erledigung   der   lnstandhaltungs-  und   Pflegemaßnahmen   muß   in

Zukunft  verstärkt  Sorge  getragen   werdem.   Dabei  sollte  geprüft  werdem,

inwieweit  Pflege-Patenschaften  an   interess}ertey  Vereine  oder  Bür-ger  über~

tragen   werden   könnent

Es  muß  generell   eine   bessere  Zusammenarbeit  mit  deyn  örtlichen   Vereinen

angestrebt  werden.

-       Ortstei\I-Kasse.  Auf  längere  Sicht  muß  versucht  werden,   die  gesetzlichen

Grund!age`n  so  zu  ändern,  daß  Ortsvor\stehern  das  Verfügungsrecht  über

eine  ''Ortskasse"   eingeräumt  werden   darf.   Siie  sollen   damit  schnell   und   un-

bürokratisch  auf  Unvorhergesehenes  reagieren   körmen  oder  kleinere  Kosten
beglejchen,   die  im  Zusammem,hang  mit  pr].vaten   Pflege-Patenschaften  oder  in

deyr  Zusammenarbei't  mit  den  Vereinen   emtstehen.

-      öffentlicher  Personen  Nah-Verkehr.  Die  detzeit\ige  öPNV-Anbindung  der

OT   i§t  völlig   unzureichend.   lnsbesondere  ältere  Mitbürgerinnen   und   Mitbür-

ger  sind   davon   betroffen.   Diye  GL  setzt  sich  für  einen  Aus,bau   der  Busvei~-
bindungen   nach   Me!sungen   und   Homberg   ein.
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